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Was tun wir, wenn wir wählen? 
Michel Dormal

Überlegungen zu Sinn und Bewertungskriterien von Wahlsystemen

Michel Dormal ist Politikwissenschaftler an der 
Universität Trier. Zur Geschichte der Demokratie in 
Luxemburg erschien 2017 von ihm das Buch Politische 
Repräsentation und vorgestellte Gemeinschaft. Demo-
kratisierung und Nationsbildung in Luxemburg (1789-
1940) im Peter Lang Verlag.

Was tun wir eigentlich, wenn wir wäh-
len? In Amerika wurde noch bis ins 19. 
Jahrhundert zum Teil öffentlich gewählt: 
Es wurde getrunken, musiziert und dann 
sagte jeder feierlich, wem er seine Stimme 
gibt. Heute scheint das undenkbar. Wir 
haben eine ganz andere Vorstellung des 
Wählens. Der Schutz der individuellen 
Entscheidung und die Isolation gegen äu-
ßere Einflüsse sind uns heilig. Aber was 
genau entscheidet ‚der Wähler‘ in seiner 
idealen Unabhängigkeit? Welche ‚Wahl‘ 
hat er und wozu dient sie? Ein Großteil 
der Frustration in der Debatte um Wahl-
systemreformen in Luxemburg und an-
derswo hat damit zu tun, dass diese Fra-
gen nicht geklärt sind. 

Sind Wahlen demokratisch?

Die Unsicherheit beginnt mit der Frage: 
Warum sind Wahlen eigentlich demokra-
tisch? In der Antike galt die Wahl als un-
demokratisch. Sie diente der Auslese einer 
Elite. Als demokratisch galt das Losprin-
zip, das ohne Ansehen der Person auch die 
Armen teilhaben ließ und Machtkonzen-
tration verhinderte. Manche Autoren ha-
ben Losverfahren als Reformoption auch 
für die Gegenwart vorgeschlagen.1 Ich 
finde das problematisch. Aber es zwingt 
uns, genauer über den Sinn der Wahl in 
der Moderne nachzudenken. Ihr demo-
kratischer Charakter macht sich heute 
nämlich nicht mehr nur an den persönli-

chen Eigenschaften derer fest, die ins Amt 
kommen. Stattdessen geht es auch um die 
besondere Beziehung zwischen Bürgern 
und Amtsinhabern, die durch das Wählen 
gestiftet wird. 

Anders gesagt: Wahlen gelten deswegen 
als demokratisches Verfahren, weil sie den 
Bürgern erlauben, auf die Repräsentanten 
einzuwirken und die Politik zu beeinflus-
sen. Im Vorfeld geschieht dies durch den 
Druck, ein attraktives Programm aufzu-
stellen. Und durch ihr Abstrafungspo-
tenzial können Wähler das Handeln von 
amtierenden Politikern zumindest in ge-
wisse Bahnen lenken. In der Praxis klappt 
das nicht immer befriedigend. Dennoch: 
diese Beziehungs- und Handlungsdimen-
sion haben nur die Wahlen. Das Losprin-
zip bietet zwar gleiche Zugangschancen, 
aber die Gelosten können nicht politisch 
beeinflusst und zur Verantwortung gezo-
gen werden. Ganz im Gegenteil. Dort, 
wo man heute wieder mit dem Losprin-
zip experimentiert, etwa in Irland, ist es 
den ausgewählten Bürgern verboten, mit 
der Öffentlichkeit zu sprechen. Das würde 

die Unabhängigkeit ihrer Beratung ge-
fährden. In der Bewertung von Wahl-
systemen begegnen uns bis heute beide 
Dimensionen: Wahlen als Mechanismus 
zur Rekrutierung von Amtsinhabern und 
als Möglichkeit zur öffentlichen Einfluss-
nahme auf die Willensbildung. Oft wird 
beides wild vermischt. Versuchen wir, es 
analytisch zu trennen. 

Rekrutierung oder Willensbildung?

Als Rekrutierungsmechanismus können 
Wahlen nach zwei verschiedenen Maßstä-
ben bewertet werden: Geht es um persön-
liche Eigenschaften oder um Sachkompe-
tenz? Wollen wir Personen, die wir kennen 
und die uns sympathisch sind? Oder ist es 
uns wichtiger, dass Fachpolitiker gewählt 
werden, die sich in den ‚Dossiers‘ ausken-
nen, auch wenn sie im Umgang spröde 
sind? Die Frage betrifft etwa die Bewer-
tung des Panaschierens. Gebundene Listen 
ermöglichen es Parteien, ihre Experten in 
den wichtigen Politikfeldern aufzustellen. 
Das Panaschieren stärkt dagegen erfah-
rungsgemäß den Einfluss von Faktoren 

Wahlen gelten deswegen als 
demokratisches Verfahren, weil 

sie den Bürgern erlauben, auf die 
Repräsentanten einzuwirken und die 

Politik zu beeinflussen.
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wie Herkunft oder Verwandtschaft. Jede 
Abwägung muss die institutionelle Rea-
lität im Auge behalten. Unsere ‚Cham-
ber‘ hat ähnlich viele Ausschüsse wie der 
zehnmal so große Deutsche Bundestag. 
Während ein Bundestagsabgeordneter in 
einem oder maximal zwei Ausschüssen 
mitarbeitet, gehören Parlamentarier in 
Luxemburg oft einem halben Dutzend 
Kommissionen an. Das setzt den Mög-
lichkeiten, bestimmte Politikfelder vertieft 
abzudecken, sowieso Grenzen. Hier lässt 
sich schon fragen, ob das Wahlsystem die-
sen Trend noch fördern muss. 

Auch die Wahlbezirke werden unter dem 
Gesichtspunkt der Rekrutierung disku-
tiert. So meinte Anne Heniqui auf 100,7, 
das Undemokratische am Luxemburger 
System sei, dass es die Auswahl qualifizier-
ter Politiker begrenze: „Eng Stemm aus 
deem engen Eck vum Land huet net déi 
selwecht Gewiichtung wéi eng aus deem 
aneren Eck. Schonn eleng well de Choix 
u valabele Kandidaten net fair verdeelt 
ass.“2 Das Argument hinkt: Die ‚faire‘ 
Gewichtung von Stimmen ist eine proze-
durale Frage und hat mit Kompetenz und 
Charakter der Kandidaten erst mal nichts 
zu tun.3 Aber die Stoßrichtung ist klar: Es 
soll eine möglichst effektive Casting-Show 
veranstaltet werden, bei der ein jeder 
„seng Perséinche kann promouvéieren“,4 
auf dass die Bürger die Besten auswählen. 

Egal, ob bei diesem ‚Casting‘ nun die 
Sachkenntnis oder die Persönlichkeit im 
Vordergrund steht: Wenn man es so sieht, 
liegt der Gedanke nahe, die Wahlbezirke 
zu vergrößern. Schließlich hofften schon 
die Väter der amerikanischen Verfassung, 
dass „die größere Republik auch über eine 
größere Auswahl verfügt und demnach 
eine höhere Wahrscheinlichkeit bietet, 
daß die richtige Wahl getroffen wird“.5 
Letzteres klappt allerdings auch im großen 
Amerika nicht zuverlässig.

Integration oder Vielfalt?

Wichtiger als die Rekrutierungsfunktion 
ist, zumindest in der Theorie, der Bei-
trag zur Willensbildung. Die Verfassung 
Luxemburgs spricht in Art. 32 von der 
„formation de la volonté populaire“. Hier 
können wir ebenfalls zwei konkurrierende 
Prinzipien unterscheiden. 

Das erste betont die Integration, die 
Sammlung hinter gemeinsamen Zielen 
und Anliegen. Das zweite will dagegen 
die Vielfalt abbilden und einem möglichst 
breiten Spektrum eine Stimme geben. Das 
erste Modell möchte heterogene Strömun-
gen und Interessen bereits im Vorfeld der 
Wahl zu mehrheitsfähigen Gesamtpaketen 
bündeln. Das zweite will zunächst die Kräf-
teverhältnisse mustern und erwartet Kom-
promisse erst im Nachhinein. Während 
das erste Prinzip mehrheitsbildende Ele-
mente nach dem Vorbild des Westminster- 
Parlamentarismus favorisiert, tendiert das 
zweite zur Verhältniswahl. 

Auch hier ist ein Prinzip prima facie so 
legitim wie das andere. Die integrative 
Dimension hat, geprägt vom Zusammen-
bruch der Weimarer Republik, einst der 
Politikwissenschaftler Dolf Sternberger 
beschworen: „Die Mehrheitsentscheidung 
ist ein aktiver und lebendiger Versuch, sich 
der Einmütigkeit unter den wählenden 
Bürgern so weit als möglich zu nähern.“6 
Dem lässt sich mit John Stuart Mill ent-
gegenhalten: „In a really equal democracy, 
every or any section would be represented, 
not disproportionately, but proportio-
nately. (…) Unless they are, there is not 
equal government, but a government of 
inequality and privilege.“7 Der Trend weist 
in die letzte Richtung. Mehrere Länder 
sind in den letzten Jahrzehnten von einer 

mehrheitsbildenden zur Verhältniswahl 
gewechselt (z. B. Neuseeland) oder disku-
tieren dies ernsthaft (alle linken Präsident-
schaftskandidaten haben es in Frankreich 
gefordert – kurzfristig profitieren würde 
davon aber vor allem der FN). Der Inte-
gration die Priorität über die Abbildung 
der Vielfalt zu geben, gilt heute dagegen 
fast als unanständig. Matteo Renzi ist in 
Italien daran gescheitert.

In Luxemburg besteht seit 1919 die Ver-
hältniswahl. So sehr ist sie in die Tradition 
eingegangen, dass kaum jemand sich er-
innert, wie umstritten sie seinerzeit war.8 
Allerdings wurde die Verhältniswahl in 
merkwürdiger Form umgesetzt, an der 
sich seit langem Kritik entzündet. Das be-
trifft nicht nur das Panaschieren, zu dem 
Fernand Fehlen in forum bereits alles ge-
sagt hat.9 Das Problem ist die inkohärente 
Weise, in der das Wahlsystem die beiden 
Repräsentationsprinzipien Integration 
und Vielfalt verbindet: Während die gro-
ßen Wahlkreise Süden und Zentrum der 
Vielfalt die Priorität geben, wirken die 
kleinen Bezirke Norden und Osten durch 
ihre hohe ‚natürliche Sperrklausel‘ eher 
mehrheitsbildend. 

Es ist das Nebeneinander dieser wider-
sprüchlichen Prinzipien, das ein struktu-
relles Problem darstellt. Einerseits wird 
ein Versprechen aufgestellt, dass auch 
kleine Parteien es schaffen können. Zu-
gleich haben die Großen einen struktu-
rellen Vorteil: Sie streichen im Osten und 
Norden einen ungefährdeten ‚Bonus‘ ein, 
während sie in den großen Bezirken aber 
natürlich ebenfalls einen mindestens pro-
portionsgetreuen Anteil der Mandate er-
halten.10 Das Luxemburger System dient 

Der Disproportionalitätsgrad drückt den Unterschied zwischen dem Anteil an den Stimmen und den Mandaten 
aus. Je höher, desto größer die Verzerrung. Zahlen aus: Arend Lijphart, Patterns of Democracy, Yale University 
Press 2012, S. 150.

Das Luxemburger System dient  
weder systematisch der Integration 
noch der überzeugenden Abbildung 

von Vielfalt, sondern erzeugt vor 
allem eins: Frustration.
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damit weder systematisch der Integration 
noch der überzeugenden Abbildung von 
Vielfalt, sondern erzeugt vor allem eins: 
Frustration.

In dieser Inkohärenz liegt das wirkliche 
Problem mit den Wahlbezirken – nicht 
in der ‚Provinzialität‘ der Kandidaten und 
auch nicht darin, dass das System generell 
kleinen Parteien Steine in den Weg legt. 
Denn für letzteres gibt es, wenn es in ko-
härenter Form geschieht wie in Deutsch-
land mit der 5 %-Sperrklausel, immerhin 
sinnvolle Begründungen – etwa die, dass 
das „Prinzip, den politischen Willen der 
Wählerschaft in der zu wählenden Kör-
perschaft möglichst wirklichkeitsnah ab-
zubilden“, nicht auf Kosten der „Hand-
lungs- und Entscheidungsfähigkeit des 
Parlaments“ gehen soll.11 Die Ungleich-
heit im Luxemburger System hat aber 
keinen rationalen Grund, sondern privile-
giert willkürlich einzelne Parteien. 

Den Schlamassel verdanken wir übrigens 
nicht dem berüchtigten ‚CSV-Staat‘, son-
dern den Sozialisten. Nachdem bis dahin 
immer nur von einem oder zwei Bezirken 
die Rede gewesen war, setzten sie in den 
Verfassungsdebatten im Frühjahr 1919 
in allerletzter Minute die bis heute be-
stehende Einteilung in vier Wahlbezirke 
durch. Sie wollten nicht, dass ihre Hoch-
burg Esch mit ländlicheren Gegenden 
zusammengelegt wird. Die Rechtspartei 
lehnte das zunächst ab, das Luxemburger 

Wort warnte, dass „in Verbindung mit der 
Ungleichheit der Kreise … diese Vielheit 
die reine Durchführung des wirklich glei-
chen Rechtes aller Wahlberechtigten“ sa-
botiere.12 Einige Tage später stimmte die 
Rechtspartei dann aber zu. Vermutlich 
konnte man dort einfach besser rechnen 
als in Esch. 

Welche Wahl hat man beim Wählen?

Vielleicht ist die Frage nach der Kohärenz 
der Willensbildung aber auch müßig. Ur-
sprünglich hatte man sich das ja mal so 
gedacht: Es gibt die individuellen Ent-
scheidungen der Wähler, den Wettbewerb 
der Parteien und Programme und die 
letztliche Abstimmung pro oder contra im 
Parlament. Im politischen Prozess werden 
diese Ebenen durch eine mehrstufige Kette 
von informierten Urteilen fortlaufend 
aufeinander bezogen und rückgekoppelt. 
Soweit die Theorie. Was wir tatsächlich 
beobachten, ist dass die Entscheidungsbe-
zogenheit von Wahlen verloren geht. 

Einerseits werden Zuständigkeiten an supra- 
nationale Organismen wie die EZB ausge-

lagert, die gezielt gegen politische Einfluss- 
nahme abgeschottet sind. Andere Ent-
scheidungen werden an Kommissionen, 
Schlichtungsverfahren (Stuttgart 21) oder 
die Gerichte überwiesen. So stimmte die 
deutsche SPD in den Koalitionsverhand-
lungen der PKW-Maut zu, in der Hoff-
nung, der Europäische Gerichtshof werde 
sie dann stoppen. Gelegentlich veranstal-
tet man sogar ein Referendum, damit man 
sich selbst vor der Verantwortung drücken 
kann (die Tories und der Brexit). In Lu-
xemburg fällt dieser Trend zur Entparla-
mentarisierung nicht auf, weil J.C. Juncker 
hier einst jahrelang die Dinge sowieso be-
vorzugt im inneren Dialog mit sich selbst 
entschieden hat. 

Die innere Verbindung zwischen dem Ur-
teil in der Wahlkabine und der Entschei-
dung über strittige Fragen löst sich damit 
auf. Die Willensbildungsdimension der 
Wahlen verliert an Bedeutung. Das Wäh-
len als politische Praxis verändert unmerk-
lich seinen Charakter: Es gleicht sich dem 
marktförmigen Konsum an. Man mustert 
das Angebot, entscheidet sich für eine 
Marke und hofft, die Sache später nicht 
zu sehr zu bereuen. Die sinkende Wahl-
beteiligung in fast allen Ländern ohne 
Wahlpflicht dürfte damit ebenfalls in Ver-
bindung stehen.13 Die personelle Dimen-
sion scheint im 21. Jahrhundert dagegen 
an Bedeutung zu gewinnen. Die deutsche 
SPD legte Anfang Februar in den Um-
fragen spektakulär zu, nachdem klar war, 

Die Ungleichheit im Luxemburger 
System hat aber keinen rationalen 

Grund, sondern privilegiert 
willkürlich einzelne Parteien. 
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dass Schulz und nicht Gabriel Kanzler-
kandidat wird – obwohl beide inhaltlich 
auf einer Linie lagen. Vom selben Effekt 
profitierte Macron in Frankreich. Das 
Image der Kandidaten und die Person als 
Projektionsfläche werden wichtiger, wenn 
aufgrund der Komplexität der Herausfor-
derungen und der Auslagerung von Ent-
scheidung die Möglichkeiten zur inhaltli-
chen Gestaltung eh ungewiss erscheinen. 

In mancher Hinsicht ist das eine bedenk-
liche Rückkehr zum Wahlverständnis des 
19. Jahrhunderts. Auch damals wurden 
Wahlen als Mittel der Elitenauslese und 
nicht als Gelegenheit demokratischer 
Einflussnahme auf den Inhalt der Politik 
begriffen: „aux électeurs n’incombe pas le 
devoir de discuter les lois, de les faire, de 
les apprécier; il leur incombe de nommer 
et de choisir leurs mandataires en âme et 
conscience et de remettre alors à ceux-là 
le soin de débattre […] les questions qu’ils 
ont à résoudre“14. So gewinnt am Ende 
nicht der Kandidat mit dem überzeugend-
sten Programm, sondern derjenige, der 
am glaubwürdigsten versichern kann, dass 

er weder Steuern hinterzieht noch seine 
Verwandten auf Staatskosten beschäftigt. 
Im besten Fall … u


